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Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen der
Fa. Neotechnik Fordersysteme Gothe & Prior GmbH & Co. KG

§ 1. Allgemeines

1. Diese ,Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen” (nachfolgend auch ,Vertragsbedingungen” genannt) gelten fiir alle Vertrage Gber Lieferungen und Leistungen
zwischen der Neotechnik Fordersysteme Gothe & Prior GmbH & Co. KG (nachfolgend ,Auftragnehmer” genannt) und ihren Kunden (nachfolgend ,Auftraggeber”
genannt), jedoch ausschliellich gegeniiber zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in Ausiibung einer gewerblichen oder selbstandigen beruflichen Tatigkeit
handelnden Unternehmer, juristischen Personen des offentlichen Rechts und offentlich-rechtlichen Sondervermégens. Diese Vertragsbedingungen finden keine
Anwendung auf Mietvertrage, Leasingvertrdge und Einkaufsbedingungen, fir die gesonderte AGB des Auftragnehmers Anwendung finden. Von diesen
Vertragsbedingungen abweichende oder entgegenstehende Bedingungen des Auftraggebers erkennt der Auftragnehmer nicht an, es sei denn, es liegt seine
ausdriickliche schriftliche Zustimmung vor. Auch wenn der Auftragnehmer in Kenntnis dieser Vertragsbedingungen abweichende oder entgegenstehende
Bedingungen des Auftraggebers die Lieferung vorbehaltlos ausfihrt, bedeutet dies keine Zustimmung - auch in diesem Fall gelten diese Vertragsbedingungen.

2. Vorrangig vor diesen Vertragsbedingungen gelten im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Auftraggeber (einschliefSlich Nebenabreden,
Erganzungen und Anderungen). Gesonderte oder entgegenstehende Bedingungen finden nur Anwendung, wenn sie vom Auftragnehmer ausdricklich schriftlich
anerkannt worden sind.

3. Diese Vertragsbedingungen gelten nur gegeniiber einem Unternehmer, einer juristischen Person des offentlichen Rechts oder einem offentlich- rechtlichen
Sondervermdgen gemald § 310 Abs. 1 Satz 1 BGB.

§Il.  Angebot, Auftragsbestatigung und Abtretung

1. Das Angebot des Auftragnehmers ist bis zum Zustandekommen des Vertrages freibleibend.

2. Der Vertrag kommt durch separate schriftliche Vereinbarung oder die Durchfihrung des Auftrags durch den Auftragnehmer zustande. Er richtet sich nach dem Inhalt
der etwaigen schriftlichen Vereinbarungen oder kaufmannischen Bestétigungsschreiben und diesen AGB.

3. Die zu einem Angebot gehérenden Unterlagen, wie Abbildungen, Zeichnungen, Skizzen, MaRangaben, Geschwindigkeiten, Brennstoff- und Olverbrauch,
Betriebskosten u. a. sind nur annshernd mafgebend, soweit sie nicht ausdricklich als verbindlich bezeichnet sind. An diesen Unterlagen und an
Kostenvoranschldgen behalt sich der Auftragnehmer das Eigentums- und Urheberrecht vor; sie dirfen Dritten nicht ohne vorherige Zustimmung zuganglich gemacht
werden und sind auf Verlangen zurtckzugeben.

4. Garantiert sind nur solche Beschaffenheiten, die ausdrticklich als ,garantierte Beschaffenheit” benannt sind. Andere Beschaffenheiten werden nicht, auch nicht
stillschweigend, garantiert.

5. Ist die Bestellung als Angebot gemals § 145 BGB zu qualifizieren, so ist der Besteller an dieser Bestellung vier Wochen gebunden. Die Frist beginnt mit dem Tage
des Eingangs des Bestellschreibens bei dem Auftragnehmer. Fir die Verpflichtung beider Parteien ist die schriftliche Anerkennung des Auftragnehmers
(Auftragsbestatigung) maligebend. Anspriiche aus einem Vertrag kann der Auftraggeber nur mit der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers
wirksam abtreten. Schutzvorrichtungen werden nur mitgeliefert, soweit dies ausdriicklich vereinbart ist.

§ lll. Preise, Zahlungsbedingungen, Verzugsfolgen und Aufrechnung

1. Maligebend sind die vom Auftragnehmer genannten Preise. Nur im nichtkaufmannischen Verkehr ist die gesetzliche Umsatzsteuer im Preis enthalten. Sofern nicht
im Einzelfall ausdriicklich anders vereinbart, gelten die Preise ab Werk bzw. Lager ausschlieflich Verpackung. Vereinbarte Nebenleistungen werden zusatzlich
berechnet. Die im Kaufvertrag bzw. der Bestellung genannte Gesamtsumme ist als Kaufpreis zu zahlen, wenn eine Lieferzeit von vier Monaten vereinbart ist oder
innerhalb von vier Monaten geliefert wird. Andernfalls werden fur den Liefergegenstand sowie etwaige Zusatz- oder Nebenleistungen die am Tage der Lieferung
geltenden Listenpreise zzgl. Umsatzsteuer berechnet.

2. Zshlungen sind, wie in der Auftragsbestatigung festgelegt, an den Auftragnehmer zu leisten. Die Zahlung hat bei Ubergabe des Verkaufsgegenstandes, spatestens
jedoch innerhalb von 30 Tagen nach Falligkeit und Zugang der Rechnung zu erfolgen.

3. FEine vereinbarte Annahme von Wechseln oder Schecks erfolgt nur zahlungshalber. Die Kosten der Diskontierung und die der Einziehung sind vom Kaufer zu tragen.
Zahlungen sind nur an den Auftragnehmer zuldssig. Zahlungen an Vertreter oder Vermittler sind nicht zulassig, sofern dies nicht ausdricklich schriftlich vereinbart
worden ist.

4. Hinsichtlich des Verzuges des Kaufers gilt § 286 BGB. Bei Verzugseintritt wird der gesamte Kaufpreis sofort zur Zahlung fallig und ist gemal3
§ 288 BGB zu verzinsen. Gleiches gilt, wenn Wechsel nicht oder nicht fristgerecht ausgehandigt und diskontiert werden oder Schecks ganz oder teilweise nicht
gedeckt sind.

5. Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn der Auftragnehmer Gber den Betrag endgiiltig verfigen kann. Wechsel und Schecks nimmt der Auftragnehmer nur
nach vorheriger, schriftlicher Vereinbarung und nur unter dem Vorbehalt ihrer Diskontierbarkeit an. Samtliche bei dem Einzug von Wechseln oder Schecks
entstehenden Spesen oder sonstige Kosten gehen zu Lasten des Kunden.

§ IV. Lieferfrist und Lieferverzug

1. Die Lieferfrist wird vertraglich bestimmt. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu deren Ablauf der Liefergegenstand das Werk des Auftragnehmers verlassen hat
bzw. die Versandbereitschaft dem Auftraggeber mitgeteilt worden ist.

2. Treten bei dem Auftragnehmer oder dem Lieferwerk Umstande ein, die aufserhalb des Willens des Auftragnehmers liegen (hohere Gewalt) oder bei Hindernissen,
fur die das Herstellerwerk verantwortlich ist, soweit solche Hindernisse nachweislich eine rechtzeitige Lieferung verhindern, so hat der Auftragnehmer bei Ablauf
der Lieferfrist Anspruch auf eine Nachfrist von angemessener Dauer, die in der Regel 6 Wochen nicht unterschreiten darf und dem Auftragnehmer vom
Auftraggeber schriftlich unter Rucktrittsandrohung gesetzt werden muss.

3. Lieferfrist und Nachfrist sind eingehalten, wenn bei ihrem Ablauf der Kaufgegenstand zur Auslieferung durch Ubernahme oder zur Versendung im Lieferwerk oder
Auftragnehmer bereitgestellt und dies dem Auftraggeber angezeigt ist.

4. Entsteht dem Auftraggeber wegen einer von dem Auftragnehmer verschuldeten Verzogerung, insbesondere bei einem mit dem Auftragnehmer fest vereinbarten
Liefertermin, ein Schaden, so ist der Auftraggeber berechtigt, eine Entschadigung zu beanspruchen. Bei leichter Fahrlassigkeit betragt sie fir jede volle Woche der
Termintberschreitung 0,5 %, insgesamt jedoch maximal 5 % vom Nettovergitungsbetrag derjenigen Lieferung, die infolge der Verspdtung nicht rechtzeitig
geliefert worden ist. Unbeschadet VII.7 sind weitere Schadensersatzanspriiche aus Verzug bei leichter Fahrldssigkeit ausgeschlossen.

5. Verzogert sich der Versand infolge von Umstanden, die der Auftraggeber zu vertreten hat, so ist der Auftragnehmer berechtigt, die bei ihr aufgrund des Verzuges
entstandenen Kosten einschliefslich eventueller Einlagerungskosten bei Dritten, geltend zu machen.

6. Der Auftragnehmer ist berechtigt, nach Gewahrung einer fruchtlos verlaufenen Nachfrist iber den Liefergegenstand anderweitig zu verfugen und den Auftraggeber
mit angemessener Fristverlangerung zu beliefern.

§ V. Ubernahme, Gefahrentibergang und Versand
1. Die Lieferung erfolgt ab Werk, sofern nicht ausdrcklich etwas anderes vereinbart ist.
2. Der Versand des Liefergegenstandes erfolgt zu Lasten und auf Gefahr des Auftraggebers. Im Falle der Versendung geht die Gefahr auf den Auftraggeber tber,
sobald der Kaufgegenstand vom Lieferwerk oder den Auftragnehmer einem Transportunternehmen oder Spediteur Gbergeben ist.
3. Eine Transportversicherung wird von dem Auftragnehmer nur auf schriftlichen Wunsch des Auftraggebers abgeschlossen; die Kosten einer solchen Versicherung
gehen zu Lasten des Auftraggebers. Schutzvorrichtungen werden nur mitgeliefert, soweit dies schriftlich vereinbart ist.
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§ VI. Eigentumsvorbehalt

1. Der Auftragnehmer behalt sich das Eigentum an der Kaufsache bis zum Eingang aller Zahlungen aus der Geschaftsverbindung mit dem Auftraggeber vor, auch bis
zum Eingang aller Zahlungen aus einem etwaig bestehenden Kontokorrentverhaltnis. Soweit mit dem Auftraggeber Bezahlung der Kaufpreisschuld aufgrund des
Scheckwechselverfahrens vereinbart ist, erstreckt sich der Vorbehalt auch auf die Einlosung des bzw. der von dem Auftragnehmer akzeptierten Wechsel durch
den Auftraggeber und erlischt nicht durch Gutschrift des erhaltenen Schecks bei dem Auftragnehmer.

2. Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Kaufsache zuriickzunehmen. In der
Zuriicknahme der Kaufsache durch den Auftragnehmer liegt kein Ricktritt vom Vertrag vor, es sei denn, der Auftragnehmer hétte dies ausdriicklich schriftlich
erklart. In der Pfandung der Kaufsache durch den Auftragnehmer liegt stets ein Ricktritt vom Vertrag vor.

3. Der Auftragnehmer ist nach Rucknahme der Kaufsache zu deren Verwertung befugt. Der Verwertungserlos ist abziiglich angemessener Verwertungskosten auf die
Verbindlichkeiten des Auftraggebers anzurechnen.

4. Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Kaufsache pfleglich zu behandeln, insbesondere ist er verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer- Wasser- und
Diebstahlschaden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbeiten erforderlich sind, muss der Auftraggeber diese auf eigene
Kosten durch den Werkkundendienst des Auftragnehmers durchfihren lassen.

5. Bei Pfandung oder sonstigen Eingriffen Dritter hat der Auftraggeber den Auftragnehmer unverziiglich schriftlich zu benachrichtigen, damit dieser Klage gemaR § 771
ZPO erheben kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, der Auftragnehmer die gerichtlichen und aufSergerichtlichen Kosten einer Klage gema § 771 ZPO zu
erstatten, haftet der Auftraggeber fir den des Auftragnehmers entstandenen Ausfalls.

6. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Kaufsache im ordentlichen Geschaftsgang weiter zu verkaufen; er tritt dem Auftragnehmer jedoch bereits jetzt alle Forderungen

in Hohe des Verkaufswertes (einschlielSlich gultiger MwsSt.) ab, die ihm aus der WeiterverauBerung gegen seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar
unabhangig davon, ob die Kaufsache ohne oder nach Verarbeitung weiter verkauft worden ist.
Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Auftraggeber auch nach Abtretung ermachtigt. Die Befugnis des Auftragnehmers, die Forderung selbst einzuziehen,
bleibt hiervon unberthrt. Der Auftragnehmer verpflichtet sich jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange der Auftraggeber seinen Zahlungsverpflichtungen
aus den vereinnahmten Erlosen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf Eroffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder
Zahlungseinstellung vorliegt. Ist aber dies der Fall, kann der Auftragnehmer verlangen, dass der Auftraggeber ihm die abgetretenen Forderungen und deren
Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehorigen Unterlagen aushandigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtretung
mitteilt.

7. Die Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch den Auftraggeber wird stets fur den Auftragnehmer vorgenommen. Wird die Kaufsache mit anderen,
nicht dem Auftragnehmer gehorenden Gegenstanden verarbeitet, so erwirbt der Auftragnehmer das Miteigentum an der neuen Sache im Verhaltnis des Wertes
der Kaufsache zu den anderen verarbeiteten Gegenstdnden zur Zeit der Verarbeitung. Fiir die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im Ubrigen das gleiche wie
fur die unter Vorbehalt gelieferte Kaufsache.

8. Die Auftragnehmer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Auftraggebers insoweit freizugeben , als der Wert der dem
Auftragnehmer zustehenden Sicherheiten (entspricht den Anschaffungskosten im Sinne des § 255 Abs. 1 HGB) die zu sichernden Forderungen um mehr als 10 %
Ubersteigt; die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt dem Auftragnehmer.

§ VII. Méngelhaftung und sonstige Haftung des Auftragnehmers

1. Alle diejenigen Teile sind unentgeltlich nach billigem Ermessen unterliegender Wahl des Auftragnehmers nachzubessern oder neu zu liefern, die innerhalb von 12
Monaten seit Lieferung infolge eines vor dem Gefahriibergang liegenden Umstandes einen Sachmangel aufweisen. Die Feststellung solcher Mangel ist dem
Auftragnehmer unverziglich schriftlich zu melden. Die Mangelanspriiche des Auftraggebers setzen voraus, dass dieser nach§ 377 HGB geschuldeten
Untersuchungs- und Rugeobliegenheiten ordnungsgemals nachgekommen ist.

2. Sachmangelanspriiche verjdhren in 12 Monaten ab Ablieferung. Die unter vorstehender Ziffer 1 Satz 3 genannte Frist gilt nicht, wenn es sich um Mangel eines
Bauwerkes oder um Sachen fur ein Bauwerk handelt und diese den Sachmangel verursacht haben. Abweichend von Ziffer 1 Satz 3 gelten ebenfalls die
gesetzlichen Fristen im Falle eines Unternehmerregresses gemafs §§ 478, 479 BGB sowie in den Féllen eventueller Anspriiche des Auftraggebers gemafs VII.7
dieser Vertragsbedingungen.

3. Fur Schaden infolge natirlicher Abnutzung wird keine Haftung Gbernommen.

4. Es wird keine Gewahr bernommen fur Schaden, die aus nachfolgenden Griinden entstanden sind:

a) Ungeeignete oder unsachgemafse Verwendung

b) Fehlerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung durch den Besteller oder Dritte

¢) Bei fehlerhafter oder nachlassiger Behandlung des Liefergegenstandes, insbesondere im Hinblick auf die vorliegenden Betriebsanweisungen
d) Bei UbermalSiger Beanspruchung und

e) Bei Verwendung ungeeigneter Betriebsmittel und Austauschwerkstoffe.

5. Gebrauchte Liefergegenstande werden unter Ausschluss der Sachmangelhaftung verkauft. Dieser Ausschluss gilt nicht for Anspriche nach VIL7 dieser
Vertragsbedingungen.

6. Tritt der Auftraggeber vom Vertrag zurlick hat sich dieser den Gebrauchsvorteil anrechnen zu lassen. Pro angefangene 50 Betriebsstunden der Kaufsache, ist ein
Gebrauchsvorteil von 1 % des Bruttoverkaufspreises anzurechnen.

7. Sofern nichts Abweichendes vereinbart ist, wird dem Auftragnehmer im Inland ihre Lieferungen frei von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten Dritter
erbringen. Sollte trotzdem eine entsprechende Schutzrechtsverletzung vorliegen, wird sie entweder ein entsprechendes Benutzungsrecht vom Dritten verschaffen
oder den Liefergegenstand in so weit modifizieren, dass eine Schutzrechtsverletzung nicht mehr vorliegt. Soweit dies fur den Auftragnehmer nicht zu
angemessenen und zumutbaren Bedingungen maglich ist, sind sowohl der Auftraggeber als auch der Auftragnehmer zum Ricktritt vom Vertrag berechtigt.

8. Im Ubrigen gelten beim Vorliegen von Rechtsméngeln - unbeschadet VI1.7 - die Bestimmungen dieser Ziffer entsprechend, wobei Anspriiche des Auftraggebers nur
dann bestehen, wenn dieser dem Auftragnehmer Gber eventuelle von Dritten geltend gemachten Anspriichen unverziglich schriftlich informiert, eine behauptete
Verletzungshandlung weder direkt noch indirekt anerkennt, dem Auftragnehmer alle Verteidigungsmaglichkeiten uneingeschrankt erhalten bleiben, die
Rechtsverletzung nicht darauf beruht, dass der Auftraggeber den Liefergegenstand verandert oder in nicht vertragsgemaller Weise benutzt hat oder der
Rechtsmangel auf eine Anweisung des Auftraggebers zuriickzufuhren ist.

9. Weitere Anspriiche auf Ersatz von Schaden irgendwelcher Art, und zwar auch von solchen Schéden, die nicht an dem Liefergegenstand entstanden sind, bestehen
nur

f) bei grober Fahrldssigkeit oder Vorsatz
g) bei der Verletzung des Lebens, des Karpers oder der Gesundheit
h) bei der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, soweit die Erreichung des Vertragszweckes gefahrdet wird, hinsichtlich des
vertragstypischen, voraussehbaren Schadens
i) in den Fallen, in denen nach Produkthaftungsgesetz bei Fehlern am Liefergegenstand, fir Personenschaden oder Sachschaden an privat genutzten
Gegenstanden gehaftet wird
j) bei Mangeln, die arglistig verschwiegen wurden oder deren Abwesenheit die Verkauferin garantiert hat. Im
Ubrigen sind weitere Schadensersatzanspriiche ausgeschlossen.
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§ VIII. Erfallungsort und Gerichtsstand

1.

Erfullungsort und ausschlieSlicher Gerichtsstand ist, wenn der Auftraggeber Kaufmann nach §1 HGB ff., eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts oder ein
offentlich-rechtliches Sondervermagen ist, fir beide Teile und fiir sémtliche gegenwartigen und zukiinftigen Anspriiche aus der Geschaftsverbindung der

Geschaftssitz des Auftragnehmers.
Fur alle Anspriiche aus oder im Zusammenhang mit dem abgeschlossenen Vertrag gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-

Kaufrechts.

Stand: 07/2017



	§ I. Allgemeines
	§ II. Angebot, Auftragsbestätigung und Abtretung
	§ III. Preise, Zahlungsbedingungen, Verzugsfolgen und Aufrechnung
	§ IV. Lieferfrist und Lieferverzug
	§ V. Übernahme, Gefahrenübergang und Versand
	§ VI. Eigentumsvorbehalt
	§ VII. Mängelhaftung und sonstige Haftung des Auftragnehmers
	§ VIII. Erfüllungsort und Gerichtsstand

